t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7104190/2014

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Dr. Adebiola Bayer in der
Beschwerdesache Bf., Adresse, vertreten durch KAFKA ERICH U MITGES, Rudolfsplatz 12, 1010
Wien, zur Beschwerde vom 21. November 2013 gegen die Bescheide des Finanzamtes Wien
2/20/21/22 vom 28. Oktober 2013 lUber die Wiederaufnahme der Verfahren betreffend
Umsatzsteuer 2011, Umsatzsteuer 2012 und Einkommensteuer 2011 sowie Uber die
Aufhebung des Einkommensteuerbescheids 2012 zu Recht:

1. Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO Folge gegeben. Die angefochtenen Bescheide
werden — ersatzlos — aufgehoben.

2. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (im Folgenden "Bf.") er6ffnete am 9. April 2011 einen
Gastronomiebetrieb mit asiatischen Speisen.

Bei ihm fand eine abgabenbehordliche AuBenpriifung betreffend Umsatz- und
Einkommensteuer der Jahre 2011 und 2012 statt. Dazu hielt der Prifer in seinem Bericht
insbesondere Folgendes fest:

Der Bf. habe am 5. April 2013 eine Bareinlage iHv EUR 38.000,00 getatigt. Er sei aufgefordert
worden, die Herkunft dieses Betrages nachzuweisen. In Folge habe der Bf. bekanntgegeben,

von folgenden Angehdrigen Privatdarlehen wie folgt erhalten zu haben, und habe schriftliche
Bestatigungen vorgelegt:
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Betrag (EUR) Name Verwandtschaftsverhaltnis | Schriftlich bestatigt am
10.000,00 ol Rl Tante il Sl
10.000,00 KA KA Cousin Rl Aol
5.000,00 KA AR AX Cousin KAKGA KK
10.000,00 el Solule Lebensgefahrtin KAAGRAK
5.000,00 HAEAGHAX Cousin ol (0 folut

Die schriftlichen Bestatigungen wiesen ein einheitliches Schriftbild auf, da Art und Umfang der

Verzinsung sowie Riickzahlungstermine nicht vereinbart worden seien und da die Verwandten

teilweise nicht in der Lage gewesen seien, die Geldbetrdage mit ihrem Einkommen zur

Verfligung zu stellen.

Zum Einkommen der Verwandten machte der Prifer die folgende Aufstellung:

Geldgeber | Steuerlich Einkommen Betrag Mit verfiigbarem
erfasst Einkommen bestreitbar?
ookl Rolob nein nein 10.000,00 nein
oADK ja E.a. nsA seit 10.000,00 nein
2004
e Sokub ja E.a. nsA 5.000,00 nein
2007,2011, 2012
HAA L rRE ja E.a. nsA 2003- 10.000,00 gemeinsam mit
2012 Einklinften aus n.a.A. von
Gatten denkbar
KRG AAE ja E.a. nsA 2003- 5.000,00 ja
2012
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Der unaufgeklarte Vermdgenszuwachs flihre dazu, dass eine Hinzuschatzung zu den Einklinften
des Bf. aus seinem Gastronomiebetrieb erfolge.

Darliber hinaus hielt der Priifer in seinem Bericht fest, dass die Erfassung der Konsumation
handschriftlich auf Zetteln erfolge, wobei nach Angaben der Lebensgefahrtin des Bf. die Zettel
gesammelt und aufbewahrt wiirden. Demonstrativ seien neben den handschriftlichen
Aufzeichnungen des laufenden Tages die Zettel des Vortages (***11***) vorgelegt worden.
Nach Sichtung dieser Einzelaufzeichnungen stelle sich im Wesentlichen heraus, dass weder
eine Zuordnung zu einem Tag noch zu einem Tisch vorgenommen werden kdnne. Zudem liel3e
sich auf Basis dieser Momentaufnahme nicht ableiten, dass die Vollstandigkeit dieser
Grundaufzeichnungen — mangels Vergabe von laufenden Nummern — gewahrleistet sei.

Ein im Zuge eines weiteren Lokalaugenscheines am ***12*** ym 14 Uhr 25 durchgefiihrter
Kassasturz habe gezeigt, dass lediglich eine Brieftasche eingesetzt werde. Diese habe zu diesem
Zeitpunkt einen Betrag iHv EUR 490,00 enthalten, wobei das anteilige Wechselgeld mit EUR
200,00 beziffert worden sei. Eine statistische Analyse der offengelegten Tageslosungen zeige,
dass diese Tageslosungen nicht plausibel erscheinen wiirden. Im Rahmen der Besprechung
vom 18. Oktober 2013 seien im Lokal des Bf. samtliche Tageslosungsaufzeichnungen seit
Lokaleroffnung zur Einsichtnahme vorgelegt worden. Insgesamt werde festgehalten, dass sich
die Tageslosungsermittlung auf Grundlage dieser Aufzeichnungen in Form der Erstellung von
handschriftlichen Tageszusammenfassungen unter Ausweis der Warengruppen mit
entsprechenden Tagessummen prasentiere. Diesen Tageszusammenfassungen seien die
freiwillig gefiihrten Einzelaufzeichnungen beigelegt worden, welche offensichtlich keine
Zuordnung zu einem Tag und nur fallweise zu einem Tisch ermdéglichten. Zudem hatten diese
Grundaufzeichnungen keine fortlaufende Nummer aufgewiesen.

Gehe man davon aus, dass die spéate Eintragung der Bargeldbewegungen in die Blicher und
Aufzeichnungen nur mehr einen theoretisch-mathematischen Ansatz fir die
Bargeldverrechnung darstelle, so verlange dieser Satz die Herstellung eines Bezuges zum
tatsachlichen taglichen Bargeldbestand. Die einmal tagliche Aufzeichnung des faktischen
(gezahlten) Bargeldbestandes sei somit Grundvoraussetzung einer ordnungsgemalken
Grundlagensicherung und damit auch Bedingung fiir eine ordnungsmalige Aufzeichnung der
Bargeldbewegungen. § 131 Abs. 1 Z 2 BAO bestimme, dass, soweit nach §§ 124ff. eine
Verpflichtung zur Fliihrung von Bichern bestehe oder soweit ohne eine solche Verpflichtung
Blicher gefiihrt wiirden, Bareingdange und Barausgange bzw. Bareinnahmen und Barausgaben
taglich in geeigneter Weise festzuhalten seien. Die Losungsermittlung mittels Kassasturz
bedirfe damit zwingend der taglichen Feststellung (und Festhaltung) des Kassastandes. Das
Fehlen von Aufzeichnungen Uber den taglichen Kassastand stelle einen Buchfiihrungsmangel
dar. Die Aufzeichnungen miissten so beschaffen sein, dass der (Kassen-)Sollbestand mit dem
Istbestand des Geldes (des Kassenvermogens) verglichen werden kénne. Es misse also eine
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Kassensturzfahigkeit gegeben sein. Es obliege aber dem Bf,, in allen Fallen den tatsachlichen
Bargeldbestand nachzuweisen.

Im gegenstandlichen Fall erfasse der Bf. die Einnahmen in einer offenen Ladenkasse und fihre
dabei freiwillig Einzelaufzeichnungen in Form von handschriftlichen Zetteln. Die Bestimmungen
des § 131 Abs. 2 BAO verlangten, dass durch entsprechende Einrichtungen der Nachweis der
vollstandigen und richtigen Erfassung aller Geschaftsvorfalle leicht und sicher gefiihrt werden
misse. Die einzelnen Vorgange seien in chronologischer Reihenfolge festzuhalten. Kumulierte
Auflistungen der Vorgange (zB Tageszusammenfassungen, Monatssummen) seien, da es sich
dabei um Ubertragene Daten handele, nicht mehr als Grundaufzeichnung zu betrachten. Das
Fehlen der Protokollierung bei den Einzelaufzeichnungen sowie die mangelnde
Nachprifbarkeit stelle einen Verstol3 gegen die Bestimmungen des § 131 Abs. 2 BAO dar und
habe zur Folge, dass die Rechtsvermutung des § 163 BAO nicht mehr gelte und die
Schatzungsverpflichtung der belangten Behorde gemal} § 184 BAO gegeben sei.

Neben diesen Ausflihrungen enthielt der Bericht des Priifers statistische Unterlagen wie

Diagramme.

In Folge wurden die Verfahren hinsichtlich Umsatzsteuer fiir die Jahre 2011 und 2012 und
hinsichtlich Einkommensteuer fiir das Jahr 2011 wiederaufgenommen, der zuvor erlassene
Einkommensteuerbescheid 2012 gemaR § 299 BAO aufgehoben und die Umsatz- und
Einkommensteuer der Jahre 2011 und 2012 neu festgesetzt.

Die belangte Behorde begriindete die Wiederaufnahmebescheide damit, dass die
Wiederaufnahme des Verfahrens gemaR § 303 Abs. 4 BAO auf Grund der Feststellungen der
abgabenbehordlichen Priifung erfolgt sei, die der darliber aufgenommenen Niederschrift bzw.
dem Prifungsbericht zu entnehmen seien. Daraus sei auch die Begriindung fiir die
Abweichungen vom bisherigen im Spruch bezeichneten Bescheid zu ersehen. Die
Wiederaufnahme sei unter Abwagung von Billigkeits- und ZweckmaRigkeitsgriinden (§ 20 BAO)
verfligt worden. Im vorliegenden Fall iberwiege das Interesse an der Rechtsrichtigkeit das
Interesse auf Rechtsbestandigkeit. Die steuerlichen Auswirkungen kénnten auch nicht als blof3
geringfiigig angesehen werden. Im Ubrigen verwies die belangte Behorde auf die
Ausfuhrungen im Prifbericht.

Dagegen erhob der Bf. Berufung (nunmehr Beschwerde). Er wandte sich dagegen, dass der
Prifer seinem Vorbringen betreffend die Herkunft der Bareinlage iHv EUR 38.000,00 trotz
vorgelegter Nachweise keinen Glauben geschenkt habe. Betreffend die Grundaufzeichnungen
legte der Bf. dar, jede Bestellung handschriftlich zu notieren und nach Ablauf des Tages die
Summen getrennt "nach 10%-igen und 20%-igen Umsdéitzen" auf einen eigenen Beleg zu
notieren. Auf diesem Beleg seien die gesamten Umséatze eines Tages ersichtlich. Mangels Zeit
wahrend des laufenden Betriebs und auch, da er kein computergesteuertes Kassensystem
betreibe, wiirden die Bestellungen und die Umsatze nicht nach Tischen oder sonst

4 von 15



Seite 5 von 15

irgendwelchen Nummern, sondern chronologisch nach Einlangen der Bestellungen samt
detaillierter Angabe der Speisen und Getranke erfasst und aufgezeichnet. Die Losungen
wirden nicht per Kassasturz festgestellt werden, wie in der Sachverhaltsdarstellung angefiihrt,
sondern die Umsatze wiirden wahrend des ganzen Tages handschriftlich notiert werden. Alle
Eintragungen und Erfassungen der Informationen wie Einnahmen und Ausgaben in die Blcher
und die zu Grunde liegenden Grundaufzeichnungen (tdgliche Mitschriften der Umsétze
detailliert nach Speisen und Getranken) seien fiir den Bf. ein Abbild der tatsachlich
angefallenen Geschaftsfalle und laufenden Summenbewegungen eines Monats. Dies deshalb,
da dieses Abbild sich nur aus all den laufend liickenlos gesammelten Belegen, Unterlagen und
Losungsaufzeichnungen samt Grundaufzeichnungen eines Monats ergebe. Da die Losungen
nicht mittels Kassasturz ermittelt wiirden, sei er auch nicht verpflichtet, den Kassastand taglich
aufzuschreiben, denn dieser ergebe sich anhand der Verbuchung aller monatlichen Einnahmen
und Ausgaben nach Ablauf eines Monats. Diese Geschaftsfalle erhielten eine laufende
Nummerierung, wirden chronologisch und zeitnah, namlich nach Ablauf eines Monats, in den
Blchern erfasst werden und somit sei die Nachvollziehbarkeit der Aufzeichnungen in jede
Richtung und jederzeit gegeben. Dem Vorwurf, Kassenberichte hatten beim Lokalaugenschein
am ***12*** nicht vorgelegt werden kénnen, halte der Bf. entgegen, dass die Buchhaltung
und somit auch Kassabuch, Journal, Konten, usw. bis spatestens einen Monat und 15 Tagen
erstellt und gefiihrt wiirde. Es sei deshalb am ***12*** nicht moglich gewesen, ein Kassabuch
vorzulegen.

In seiner Stellungnahme hielt der Prifer in Bezug auf die Grundaufzeichnungen fest, dass im
Zuge der Sachverhaltsermittlung eine Plausibilitatskontrolle der laut Buchhaltung
offengelegten Tageslosungen durchgefiihrt worden sei, wobei sich im Wesentlichen die in
statistischen Diagrammen dargestellten Gesamtverhaltnisse ableiten lieBen. Auf Grund von
daraus ersichtlichen Mehrfachlosungen sowie des Verdachts auf erfundene
Tageslosungsbetrage auf Basis "besonderer Ursache" bei den Zehnerstellen im Rahmen der
durchgefliihrten Endziffernkontrollen werde festgehalten, dass sich die offengelegten
Tageslosungen der Jahre 2011 und 2012 als nicht plausibel prasentierten. Darliber hinaus
wiederholte der Priifer seine Ausflihrungen im Priifbericht und kam zu der Schlussfolgerung,
dass das Fehlen einer Protokollierung bei den Einzelaufzeichnungen (fortlaufende
Nummerierung) sowie die damit einhergehende mangelnde Nachpriifbarkeit der
Vollstandigkeit der Geschéftsfallerfassung einen schwerwiegenden Verstol8 gegen § 132 Abs. 2
BAO darstelle und somit eine Schatzungsverpflichtung der belangten Behorde gegeben
gewesen sei. Hinsichtlich der Herkunft der Bareinlage iHv EUR 38.000,00 wiederholte der
Prifer in seiner Stellungnahme seine Ausfiihrungen im Prifbericht.

In Folge wies die belangte Behorde die Beschwerde mit ihren Beschwerdevorentscheidungen
als unbegriindet ab. In ihren Begriindungen gab die belangte Behorde die bisherigen
Ausfuhrungen des Priifers wieder.
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Im Vorlageantrag legte der Bf. bezliglich der Darlehen dar, dass auf Grund der
verwandtschaftlichen Beziehungen im Regelfall nicht einmal eine schriftliche Urkunde
erforderlich sei, dass eine Riickzahlung nach Maligabe des Geschaftserfolges eine Frage der
Ehre sei und dass aus Dankbarkeit dariiberhinausgehend ein entsprechend héherer Betrag
zuriickbezahlt werde. Es werde ausdriicklich die Einvernahme der Darlehensgeber als Zeugen
beantragt, zum Beweis daflir, dass von diesen Personen tatsachlich die angegebenen
Geldbetrage zur Verfiigung gestellt worden seien.

Was die Grundaufzeichnungen betreffe, missten die Eintragungen nur der Zeitfolge nach
geordnet, vollstandig, richtig und zeitgerecht vorgenommen werden. Dies sei der Fall, aus
einem Verzug von ein bis zwei Tagen konnten keine nachteiligen Folgen abgeleitet werden.
Darliber hinaus sei eine tagmaRige Unterteilung ohnedies erfolgt. Fiir die Feststellung eines
hoéheren Umsatzes gebe es keinerlei Anhaltspunkte. Wenn tatsachlich ein héherer Umsatz
vorgelegen ware, hatte es auch entsprechend héhere Einkaufe bzw. Ausgaben geben missen,
was jedoch nicht habe festgestellt werden kénnen. Tatsachlich verhalte es sich so, dass auf
Grund des geringen Umsatzes bzw. Gewinns das Unternehmen zwischenzeitlich stillgelegt
werde. Da kein Gewinn habe erzielt werden kénnen, sei es nachvollziehbar, dass die bisher
abgegebenen Steuererklarungen vollstdandig und richtig seien und dass demgemal zu Unrecht
eine Schatzung erfolgt sei.

Am 24. Marz 2021 nahm das Bundesfinanzgericht die als Darlehensgeber genannten
Verwandten des Bf. als Zeugen ein. Diese bestadtigten die Gewahrung der jeweiligen Darlehen.
Zur den schriftlichen Bestatigungen der Darlehen gaben ***1%** #¥*k xxk3%%* und
*EXG*** an, dass diese von der Lebensgefahrtin des Bf. ***4*** yorbereitet und ausgestellt
worden seien. Bis auf ***4*** konnten die Zeugen zu ihrem damaligen Einkommen keine
Angaben machen. Samtliche Zeugen gaben an, dass die Darlehensbetrage aus ihren
Ersparnissen gestammt hatten.

Mit Beschluss desselben Tages forderte das Bundesfinanzgericht die Parteien auf, zu den in
den Niederschriften festgehaltenen Zeugenaussagen Stellung zu nehmen.

Laut Stellungnahme des Finanzamtes Osterreich erscheine es angesichts der niedrigen
Einkommen unwahrscheinlich, dass **#*2¥** *x**3x%% nd ***5*** die jeweiligen
Darlehensbetrage zur Verfligung gestellt hatten. Das gleiche gelte fur ***1***, zumal sie erst
seit ***13*** steuerlich erfasst sei, jedoch angegeben habe, die Summe nach dreiBig Jahren
Arbeit zusammengespart zu haben. Lediglich in Bezug auf ***4*** erscheine es moglich, dass
sie das Geld auf Grund des gemeinsamen Einkommens mit ihrem Lebensgefdahrten, dem Bf.,
zur Verfligung habe stellen kdnnen. Zudem erschienen die Aussagen von ****** skxpkkx
*EEIEEXX und ***5*¥** ghgestimmit. Sie alle hatten angegeben, keine Erinnerung mehr an ihr
Einkommen zu haben und die Darlehensbetrage aus ihren Ersparnissen bestritten zu haben.
Aber selbst, wenn das Bundesfinanzgericht die Mittelherkunft nun als geklart ansehe, sei die
belangte Behorde schon allein auf Grund der schwerwiegenden Buchfiihrungsmangel trotzdem
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zur Schatzung berechtigt gewesen. Diesbezliglich werde auf die ausfiihrliche Stellungnahme
des Prifers verwiesen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Festgestellter Sachverhalt

Das Bundesfinanzgericht stellte den folgenden entscheidungswesentlichen Sachverhalt fest:

Der Bf. eroffnete am 9. April 2011 einen Gastronomiebetrieb mit asiatischen Speisen, den er im
beschwerdegegenstandlichen Zeitraum betrieb.

Er erhielt von den folgenden Verwandten folgende Betrage als Startkapital: Jeweils EUR
10.000,00 von ***q*** **x*x** sowie seiner Lebensgefahrtin ***4*** ynd jeweils EUR
5.000,00 von ***3*** ynd ***5*** Das monatliche Einkommen von ***4*** petrug zum

Zeitpunkt der Darlehensgewdhrung etwa EUR 1.000,00.

Die Erfassung der konsumierten Speisen und Getranke erfolgte handschriftlich auf Zetteln, die
tageweise zusammengefasst aufbewahrt wurden. Nach Ablauf des Tages wurden die sich
daraus ergebenden Summen getrennt "nach 10%-igen und 20%-igen Umsditzen" auf eigenen
Belegen festgehalten. Nach Ablauf eines Monats verbuchte der Bf. alle monatlichen
Einnahmen und Ausgaben. Diese Aufzeichnungen wurden vollstdandig aufbewahrt. Die
Einzelaufzeichnungen lassen keine durchgehende Nummerierung oder Zuordenbarkeit zu
einem Tisch erkennen.

Aus der statistischen Analyse der Tageslosungen des Bf. ergaben sich fiir den Zeitraum vom 9.
April bis zum 30. Dezember 2011 26 Doppel- und sechs Dreifachbetrdage und fiir den Zeitraum
vom 1. Janner bis zum 31. Dezember 2012 40 Doppel- und drei Dreifachbetrage. Die
Auswertung der Zehnerstellen fihrte zu folgendem Ergebnis:

JSEE- (v 5 I Gy ; T 0L

Ziffer T EDEIEON  — | RO e | | etk ' - R e : By | il =yt
A =2 L m ¥ 2 IG,TT i i .35 &,
= L CEL R & B 42O b 45 a2
L 23 SR A 38,59 RSP L ] Z.0
o . - 23 0.8 ¥ R L L] 45 2,0

= L AL K ii.4 Caa 66 A5 o
e 15 3.3 33,721 o 1.7
G AR o, F 31,99 A7 FLO
T aii H GGl 30,81 i5 S - =
B i I . .1 - Zg,glg aAF 5,5
K L, G Ly = ER-= -] ) e 28 37 e | )

Sunme .0 : 263 BO,3| . 346,00 57, 7]

CHITEST! Waliyrschelnllchkoit 1 - - .

cl. zufdlligen Entstehens: : I izf:;ﬁ% o I E E;E%

Fir “"besondere  Uirsachs" - 5 P

7 von 15



Seite 8 von 15

2. Beweiswiirdigung

Dass die genannten Verwandten des Bf. diesem die oben genannten Geldbetrage fiir seinen
Betrieb zur Verfligung stellten, wird auf Grund der Zeugenaussagen dieser Verwandten sowie
deren Unterschriften auf schriftlichen Bestatigungen liber die Gewahrung der Darlehen als
erwiesen angenommen.

Die belangte Behorde fuhrte in Bezug auf das Vorbringen des Bf. hinsichtlich des Startkapitals
iHv EUR 38.000,00 aus, dass dieses nicht glaubwirdig sei. So wiirden die schriftlichen
Bestatigungen ein einheitliches Schriftbild aufweisen, Art und Umfang der Verzinsung sowie
Rickzahlungstermine seien nicht vereinbart worden und die Verwandten seien teilweise nicht
in der Lage gewesen, mit ihrem Einkommen die Geldbetrage zur Verfliigung zu stellen.

Aus den Zeugenaussagen geht hervor, dass der Text der Bestatigungen von der
Lebensgefahrtin des Bf. vorbereitet wurde. Dies erklart deren einheitliches Schriftbild. Die
Bestatigungen wurden von den jeweiligen Verwandten unterschrieben. Dass die Unterschriften
der Verwandten ein einheitliches Schriftbild aufweisen wiirden, wurde weder von der
belangten Behorde ins Treffen geflihrt noch ware dies flir das Bundesfinanzgericht erkennbar.
Deshalb bestehen aus Sicht des Bundesfinanzgerichtes keine konkreten Anhaltspunkte dafiir,
die Glaubhaftigkeit der schriftlichen Bestatigungen in Frage zu stellen.

Des Weiteren wies die belangte Behorde darauf hin, dass Art und Umfang der Verzinsung
sowie Rlickzahlungstermine nicht vereinbart worden seien. Es ist nicht ungewd6hnlich, dass
Vertragsverhaltnisse unter nahen Angehorigen nicht fremdublich sind. Daher fiihrt das Fehlen
von Vereinbarungen Uber Art und Umfang der Verzinsung sowie Uber Riickzahlungstermine
nicht dazu, die Glaubhaftigkeit des Vorbringens des Bf. in Frage zu stellen.

Die Hohe der seinerzeitigen Einkommen der Darlehensgeber ist dem Bundesfinanzgericht,
abgesehen von demjenigen der Lebensgefahrtin des Bf., nicht bekannt. Weder konnten diese
im Zuge der Zeugeneinvernahmen dazu ndahere Angaben machen noch nannte die belangte
Behorde deren Einkommen. Ungeachtet dessen erachtet es das Bundesfinanzgericht als
glaubhaft, dass die Verwandten des Bf. trotz eines geringen Einkommens in der Lage waren,
Ersparnisse in Hohe der Darlehensbetrage aufzubauen. In Bezug auf ***1*** f(ihrte die
belangte Behorde ins Treffen, dass sie zwar angegeben habe, die Darlehenssumme nach
dreiBig Jahren Arbeit zusammengespart zu haben, jedoch erst seit ***13*** steuerlich erfasst
sei. Dazu ist ergdnzend anzumerken, dass sie im Jahr ***14*** im Ausland geboren wurde und
laut Zentralem Melderegister erst seit dem Jahr ***15*** im Inland wohnhaft ist, was die
vorherige fehlende steuerliche Erfassung im Inland zu erkldaren vermag.

8 von 15



Seite 9 von 15

Was die Aufzeichnungen des Bf. betrifft, ist die Art der Erstellung der Einzelbelege pro
Geschaftsfall im Wesentlichen unstrittig. Dass der Bf. seine handschriftlichen Aufzeichnungen
Uber konsumierte Speisen und Getranke tageweise zusammenfasste, ist auf einem Foto
ersichtlich, das der Priifer in seine Stellungnahme einfiligte. Unstrittig ist, dass sowohl samtliche
Tageszusammenfassungen als auch die dazugehorigen Einzelaufzeichnungen verfligbar waren.
Dass eine durchgehende Nummerierung der Einzelaufzeichnungen oder Zuordenbarkeit zu
einem Tisch nicht erkennbar ist, geht aus der Aktenlage hervor.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt 1: Stattgabe und Aufhebung

§ 303 Abs. 1 BAO lautet wie folgt:

"§ 303. (1) Ein durch Bescheid abgeschlossenes Verfahren kann auf Antrag einer Partei oder von

Amts wegen wiederaufgenommen werden, wenn

a) der Bescheid durch eine gerichtlich strafbare Tat herbeigefiihrt oder sonstwie erschlichen

worden ist, oder
b) Tatsachen oder Beweismittel im abgeschlossenen Verfahren neu hervorgekommen sind, oder

c) der Bescheid von Vorfragen (§ 116) abhéngig war und nachtréglich tber die Vorfrage von der

Verwaltungsbehdrde bzw. dem Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden worden ist,

und die Kenntnis dieser Umstdnde allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des

Verfahrens einen im Spruch anders lautenden Bescheid herbeigefiihrt hétte."
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Nach § 299 BAO gilt Folgendes:

»§ 299. (1) Die Abgabenbehérde kann auf Antrag der Partei oder von Amts wegen einen
Bescheid der Abgabenbehdérde aufheben, wenn der Spruch des Bescheides sich als nicht richtig
erweist. Der Antrag hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung des aufzuhebenden Bescheides;
b) die Griinde, auf die sich die behauptete Unrichtigkeit stiitzt.

(2) Mit dem aufhebenden Bescheid ist der den aufgehobenen Bescheid ersetzende Bescheid zu
verbinden. Dies gilt nur, wenn dieselbe Abgabenbehdrde zur Erlassung beider Bescheide
zustdndig ist.

(3) Durch die Aufhebung des aufhebenden Bescheides (Abs. 1) tritt das Verfahren in die Lage
zurtick, in der es sich vor der Aufhebung (Abs. 1) befunden hat.”

Die belangte Behorde stiitzte sich sowohl auf die unaufgeklarte Herkunft der Bareinlage des Bf.
iHv EUR 38.000,00 als auch auf formell mangelhafte Aufzeichnungen als neu
hervorgekommene Tatsachen. Da das Bundesfinanzgericht abweichend von der belangten
Behorde davon ausgeht, dass die Mittelherkunft hinreichend aufgeklart werden konnte,
verbleibt zu kldren, ob die ins Treffen geflihrten Aufzeichnungsméangel geeignet waren, einen
anderslautenden Bescheid herbeizufiihren.

§ 131 BAO in der auf den streitgegenstandlichen Zeitraum anzuwendenden Fassung lautet

auszugsweise wie folgt:

"§131.(1)[...]

Die gemdfs den §§ 124 oder 125 zu fiihrenden Biicher und Aufzeichnungen sowie die ohne
gesetzliche Verpflichtung gefiihrten Blicher sind so zu fiihren, dass sie einem sachverstéindigen
Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Uberblick iiber die Geschdftsvorfille vermitteln
kénnen. Die einzelnen Geschdiftsvorfille sollen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung

verfolgen lassen. Dabei gelten insbesondere die folgenden Vorschriften:

[...]

2. Die Eintragungen sollen der Zeitfolge nach geordnet, vollstéindig, richtig und zeitgerecht
vorgenommen werden. Die Vornahme von Eintragungen flir einen Kalendermonat in die fiir

Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Umsatz, Einkommen und Ertrag, ausgenommen
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Abzugssteuern, zu fiihrenden Biicher und Aufzeichnungen ist zeitgerecht, wenn sie spdtestens
einen Monat und 15 Tage nach Ablauf des Kalendermonats erfolgt. An die Stelle des
Kalendermonats tritt das Kalendervierteljahr, wenn dieses auf Grund umsatzsteuerrechtlicher
Vorschriften fiir den Abgabenpflichtigen Voranmeldungszeitraum ist. Soweit nach den §§ 124
oder 125 eine Verpflichtung zur Fiihrung von Biichern besteht oder soweit ohne gesetzliche
Verpflichtung Biicher gefiihrt werden, sollen alle Bareingénge und Barausgdnge in den Blichern
oder in den Biichern zu Grunde liegenden Grundaufzeichnungen tdglich einzeln festgehalten
werden. Abgabepflichtige, die gemdfs § 126 Abs. 2 verpflichtet sind, ihre Betriebseinnahmen
und Betriebsausgaben aufzuzeichnen, sollen alle Bareinnahmen und Barausgaben einzeln
festhalten. Der Bundesminister fiir Finanzen kann durch Verordnung Erleichterungen bei den
Biichern und Aufzeichnungen festlegen, wenn das Festhalten der einzelnen Bareingénge und
Barausgdnge unzumutbar wdre, sofern die ordnungsgemdfSe Ermittlung der Grundlagen der
Abgabenerhebung dadurch nicht geféhrdet wird.

[...]

6. Die Eintragungen sollen nicht mit leicht entfernbaren Schreibmitteln erfolgen. An Stellen, die
der Regel nach zu beschreiben sind, sollen keine leeren Zwischenréiume gelassen werden. Der
urspriingliche Inhalt einer Eintragung soll nicht mittels Durchstreichens oder auf andere Weise
unleserlich gemacht werden. Es soll nicht radiert und es sollen auch solche Verdnderungen nicht
vorgenommen werden, deren Beschaffenheit ungewif$ IdfSt, ob sie bei der urspriinglichen
Eintragung oder erst spdter vorgenommen worden sind. Werden zur Fiihrung von Biichern und
Aufzeichnungen oder bei der Erfassung der Geschdftsvorfdlle Datentréger verwendet, sollen
Eintragungen oder Aufzeichnungen nicht in einer Weise veréndert werden kénnen, dass der
urspriingliche Inhalt nicht mehr ersichtlich ist. Eine Uberpriifung der vollsténdigen, richtigen
und liickenlosen Erfassung aller Geschdftsvorfille, beispielsweise durch entsprechende
Protokollierung der Datenerfassung und nachtréglicher Anderungen, soll méglich sein.

(2) Werden die Geschdiftsvorfille maschinell festgehalten, gelten die Bestimmungen des Abs. 1
sinngemdf mit der Maf3gabe, dafs durch gegenseitige Verweisungen oder Buchungszeichen der
Zusammenhang zwischen den einzelnen Buchungen sowie der Zusammenhang zwischen den
Buchungen und den Belegen klar nachgewiesen werden sollen; durch entsprechende
Einrichtungen soll der Nachweis der vollstindigen und richtigen Erfassung aller
Geschdiftsvorfille leicht und sicher gefiihrt werden kénnen und sollen Summenbildungen

nachvollziehbar sein."

Nach § 163 BAO in der auf den streitgegenstandlichen Zeitraum anzuwendenden Fassung gilt
Folgendes:

"§ 163. (1) Biicher und Aufzeichnungen, die den Vorschriften des § 131 entsprechen, haben die

Vermutung ordnungsmdpfiger Fiihrung fiir sich und sind der Erhebung der Abgaben zugrunde zu
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legen, wenn nicht ein begriindeter Anlass gegeben ist, ihre sachliche Richtigkeit in Zweifel zu
ziehen.

(2) Griinde, die nach dem Gesamtbild der Verhdltnisse Anlass geben, die sachliche Richtigkeit in
Zweifel zu ziehen, liegen insbesondere dann vor, wenn die Bemessungsgrundlagen nicht
ermittelt und berechnet werden kénnen oder eine Uberpriifung der Richtigkeit und

Volistéindigkeit wegen Verletzung der Mitwirkungspflicht nicht méglich ist."
§ 184 BAO besagt Folgendes:

"§ 184. (1) Soweit die Abgabenbehérde die Grundlagen fiir die Abgabenerhebung nicht
ermitteln oder berechnen kann, hat sie diese zu schétzen. Dabei sind alle Umstinde zu
beriicksichtigen, die fiir die Schdtzung von Bedeutung sind.

(2) Zu schdétzen ist insbesondere dann, wenn der Abgabepflichtige liber seine Angaben keine
ausreichenden Aufklédrungen zu geben vermag oder weitere Auskunft iiber Umstdnde

verweigert, die fiir die Ermittlung der Grundlagen (Abs. 1) wesentlich sind.

(3) Zu schdtzen ist ferner, wenn der Abgabepflichtige Biicher oder Aufzeichnungen, die er nach
den Abgabenvorschriften zu fiihren hat, nicht vorlegt oder wenn die Biicher oder
Aufzeichnungen sachlich unrichtig sind oder solche formelle Mdngel aufweisen, die geeignet
sind, die sachliche Richtigkeit der Blicher oder Aufzeichnungen in Zweifel zu ziehen."

Hinsichtlich der Grundaufzeichnungen des Bf. monierte die belangte Behorde, dass dessen
Einzelaufzeichnungen keine Zuordnung zu einem Tag und nur fallweise zu einem Tisch
ermoglichten und zudem keine fortlaufende Nummer erhalten hatten. Sie flhrte ins Treffen,
dass nach § 131 Abs. 1 Z 2 BAO Bareingange und Barausgange bzw. Bareinnahmen und
Barausgaben taglich in geeigneter Weise festzuhalten seien, die Losungsermittlung mittels
Kassasturz der taglichen Feststellung (und Festhaltung) des Kassastandes bediirfe und das
Fehlen von Aufzeichnungen Uber den taglichen Kassastand einen Buchfiihrungsmangel
darstelle.

Dem hielt der Bf. entgegen, die Losungen nicht mittels Kassasturz zu ermitteln, sondern

Grundaufzeichnungen zu flhren.

GemaR § 131 Abs. 1 Z 2 BAO sollen alle Bareingange und Barausgange entweder in den
Blichern oder in den Blichern zu Grunde liegenden Grundaufzeichnungen taglich einzeln
festgehalten werden. Zur Erfassung in Grundaufzeichnungen gentigen hdndische
Aufschreibungen der einzelnen vereinnahmten Betradge in chronologischer Reihenfolge (Ritz,
BAOQ®, § 131 Rz 11). Der Bf. fiihrte hindischen Aufzeichnungen lber die konsumierten Speisen
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und Getranke, die er tageweise zusammenfasste. Darin, dass diese Aufzeichnungen innerhalb
desselben Tages nicht durchnummeriert wurden, kann ein formeller Mangel der

Grundaufzeichnungen gesehen werden.

Formelle Mangel von Biichern oder Aufzeichnungen berechtigen nur dann zu einer Schatzung,
wenn sie derart schwerwiegend sind, dass das Ergebnis der Blicher bzw. Aufzeichnungen nicht
mehr glaubwiirdig erscheint (Ritz, BAO®, § 184 Rz 9 sowie VWGH 2.6.1992, 87/14/0160).

Als Argument gegen die Glaubwirdigkeit der Blicher und Aufzeichnungen wurde vom Priifer
und in Folge von der belangten Behorde ins Treffen gefiihrt, dass im Zuge der
Sachverhaltsermittlung eine Plausibilitatskontrolle der laut Buchhaltung offengelegten
Tageslosungen durchgefiihrt worden sei, wobei sich im Wesentlichen die in statistischen
Diagrammen dargestellten Gesamtverhaltnisse ableiten lieBen. Auf Grund von daraus
ersichtlichen Mehrfachlosungen sowie des Verdachts auf erfundene Tageslosungsbetrage auf
Basis "besonderer Ursache" bei den Zehnerstellen im Rahmen der durchgefiihrten
Endziffernkontrollen werde festgehalten, dass sich die offengelegten Tageslosungen der Jahre
2011 und 2012 als nicht plausibel prasentierten.

Aus Sicht des Bundesfinanzgerichtes wurde der Zusammenhang zwischen den ins Treffen
gefihrten Mehrfachlosungen und dem Ergebnis der Endziffernkontrolle einerseits und dem
Verdacht erfundener Tageslosungen andererseits nicht plausibel dargelegt. Dies gilt in Bezug
auf die Mehrfachlosungen insbesondere vor dem Hintergrund, dass fast ausschliefSlich
Doppelbetrdage und nur vereinzelt dreifache Betrage festgestellt wurden, worin nicht ohne
Weiteres eine statistische Auffalligkeit erkannt werden kann. Somit kénnen die vom Priifer
dargelegten Ergebnisse der statistischen Analyse nicht dazu flihren, die Glaubwiirdigkeit der

Blicher und Aufzeichnungen in Abrede zu stellen.

Der Vollstandigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass das Aufdecken statistischer
Auffalligkeiten in den erklarten Erlésen durch die Finanzverwaltung mittels mathematisch-
statistischer Verfahren allein idR noch keine Berechtigung zu einer (Hinzu-)Schatzung
begrindet (Ellinger/Sutter/Urtz, BAO® § 184 Rz 24).

Daher liegt im Ergebnis keine Schatzungsberechtigung bzw. -verpflichtung vor (vgl. in diesem
Zusammenhang etwa VWGH 18.9.2013, 2009/13/0146).

Somit sind die von der belangten Behorde herangezogenen Umstidnde keine neu
hervorgekommenen Tatsachen, die einen im Spruch anderslautenden Bescheid betreffend
Umsatzsteuer 2011, Umsatzsteuer 2012 und Einkommensteuer 2011 herbeigefihrt hatten.
Daher war der Beschwerde stattzugeben und die Wiederaufnahmebescheide waren

aufzuheben.
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Ebensowenig erwies der der Spruch des aufgehobenen Einkommensteuerbescheides 2012 als
nicht richtig im Sinne des § 299 BAO.

Es war somit spruchgemaRB zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt 2: Unzuldssigkeit einer Revision

GemaR § 25a Abs. 2 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Gegen eine Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG die
Revision zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wurde. Da das Erkenntnis der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes folgt
bzw. Tatsachenfragen zu klaren waren, war die Revision nicht zuzulassen.
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Wien, am 4. Mai 2021

15 von 15



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Festgestellter Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt 1: Stattgabe und Aufhebung
	3.2. Zu Spruchpunkt 2: Unzulässigkeit einer Revision




